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Dunkelziffer bei häuslicher Gewalt
SechsWochen nach Primarschulbeginn zieht der Verein Schulsozialarbeit Baselland eine erste Bilanz über die Zeit desHomeschooling.

MirjamBollinger

Die kürzlich erschienene Me-
dienmitteilung des Eidgenössi-
schen Büros für die Gleichstel-
lung von Frau und Mann er-
staunt: Allen Prophezeiungen
zum Trotz kann die Zunahme
vonhäuslicherGewaltwährend
desLockdownsbislangnichtbe-
stätigt werden. Dass es für ein
abschliessendesFazit bislang zu
früh ist, zeigt aber der Anstieg
der Beratungen wegen häusli-
cherGewalt, der seit den ersten
Lockerungenvom11.Mai inein-
zelnen Kantonen zu verzeich-
nen ist. So auch in Baselland.

Kontroverse:Niederschwel-
ligesAngebotohneKontakt
DerVereinSchulsozialarbeitBa-
selland (SSA) auf Primarstufe
kommt vorübergehend zum
gleichen Schluss. Auf Anfrage
schreibt er: «Die Gefahr von
Vernachlässigung und häusli-
cher Gewalt ist aktuell nicht im

befürchteten Masse eingetrof-
fen.» Allerdings müsse berück-
sichtigt werden, dass es für die
Kinder während der Zeit des
Homeschooling besonders
schwierig gewesen sei, Konflik-
teweiterzuleiten.Grundsätzlich
muss man also von einer Dun-
kelziffer ausgehen.

DieNiederschwelligkeit des
Angebots alsKernstückder SSA
wurdewährenddesLockdowns
empfindlich getroffen. «Damit
Kinder Vertrauen fassen, sind
Sozialarbeitende auf persönli-
cheBegegnungenangewiesen»,
betont die Vereinspräsidentin
CorneliaAbt. Zwarhieltmanan
den Dienstleistungen fest,
musste aber auf Homeoffice
umstellen. Konkret bedeutete
dies: Beratungsgespräche, Kri-
seninterventionen und Eltern-
arbeitwurdenviadigitaleKanä-
le vorgenommen.SowohlEltern
als auch Lehrpersonen wurden
vor der Homeschoolingphase
auf das FortbestehenderArbeit

der SSA aufmerksam gemacht.
Man sei auch zu Nicht-Corona-
zeiten auf die Zusammenarbeit
mit Lehrpersonen angewiesen,
welche nun stärker gefordert
wurden, umbestehendeAuffäl-
ligkeitenandieSSAweiterzulei-

ten. Eltern, von denenman von
einem belasteten Familiensys-
tem wusste, wurden aktiv kon-
taktiert und Hilfe angeboten.
«Beispielsweisebesprachenwir
die Wichtigkeit eines struktu-
riertenTagesablaufs», sagtAbt.
«Dabei zeigten wir konkrete
Planungstipps auf: Acht Uhr
Frühstück, Homeschooling,
Mittagessen, aktive Freizeitge-
staltung imWaldundamAbend
nicht mehr Medienzeit wie an-
sonsten.»

Betreuung fürKinderaus
Problemfamiliengefordert
Dennoch:DasAngebot der SSA
wurdedeutlichwenigergenutzt.
Der Grund liegt laut Verein in
den eingeschränkten Kommu-
nikationswegen für die Kinder.
«Sie waren oft nur über das
Smartphone der Eltern erreich-
barundkonnten somitnicht frei
reden.» Eine strukturelle
Schwierigkeit bilanziert die SSA
imunzulänglichenBetreuungs-

angebot. SodurfteBetreuungan
der Schule nur bei denjenigen
Kindern stattfinden, deren bei-
de Eltern einen systemrelevan-
ten Beruf ausüben. War ein El-
ternteil offiziell zu Hause oder
im Homeoffice, durfte das An-
gebotnicht inAnspruchgenom-
men werden. «Wir wissen von
einigenKindern, die vielZeit al-
leine verbrachthabenundbeim
Bearbeiten des Schulstoffs
mehrheitlich auf sich selbst ge-
stelltwaren», soderVerein. Für
diese hätte man sich ein Auf-
fangbeckengewünscht.«Kinder
aus problembehafteten Fami-
lien sollten wenigstens für die
Zeit des Unterrichts an einen
neutralen Ort können», ist die
Vereinspräsidentin überzeugt.

Auf Anfrage bei der Bil-
dungs-, Kultur- und Sportdirek-
tionBasellandweissman,worin
das Problem lag, dassmanchen
KinderndasBetreuungsangebot
verwehrt blieb. «Es handelte
sich dabei nicht um kantonale

Auflagen. EinzelneGemeinden
haben zu restriktiv kommuni-
ziert», schreibtDienststellenlei-
terinFranziskaGengenbachund
gibtdieVerantwortung somit an
dieGemeinden zurück.

FüreinumfassendesFazit ist
der aktuelle Zeitpunkt zu früh.
«Die Auswirkungen der Isola-
tion werden wir frühestens in
einem halben Jahr abschlies-
send beurteilen können», sagt
Abt. Die Erfahrung des Lock-
downs habe aber bestätigt, wie
wichtig die niederschwellige
Arbeit der SSA sei. Gerade des-
halb mache man sich in allen
Stellungnahmen für einflächen-
deckendes Angebot im gesam-
ten Kanton stark. Und schliess-
lich sieht sich der Verein eines
bislang ungenutzten Potenzials
gegenüber: demdigitalenBera-
tungsangebot. «Jetzt gilt es,
Strategien zu entwickeln, wie
auch inKrisenzeitendieNieder-
schwelligkeit aufrechterhalten
werden kann.»

«Kinder soll-
tenwenigstens
fürdieZeitdes
Unterrichts
aneinen
neutralenOrt
können.»
CorneliaAbt
Präsidentin SSABaselland

Nachrichten
23-Jähriger baut
unterDrogenUnfall

Muttenz Am Freitagabend um
20Uhrverursachteein23-Jähri-
ger inMuttenzeinenUnfall.Auf
derHofackerstrasse inRichtung
Birsfelderstrasse verlorderFah-
rerdieKontrolle über seinFahr-
zeug. Dabei geriet das Auto ins
Schleudern, krachte in einen
Stromverteilerkasten und erlitt
Totalschaden. Der Fahrer, der
unverletzt blieb, wurde einem
Alkohol- undDrogentest unter-
zogen,wobei beideTests positiv
ausfielen. Mit einem Wert von
1,02Promilleundohnegültigen
Führerschein wird der Lenker
nunandieBaselbieter Staatsan-
waltschaft verzeigt. Die Polizei
sucht Zeugen zur Klärung, wie
sich der Unfall abspielte. (bz)

RauchundFlammen
imBelchentunnel

A2 Im Belchentunnel kam es
amFreitagnachmittagkurznach
14UhrzueinemFahrzeugbrand.
DerFahrer, der inFahrtrichtung
Bern/Luzernunterwegswar, be-
merkteRauchundFlammen im
Motorenraum. Mithilfe einer
weiteren Person konnte der
Brand noch vor dem Eintreffen
derFeuerwehrgelöschtwerden.
Der stark beschädigte Wagen
musste abgeschleppt werden;
als Brandursachewird ein tech-
nischerFehler vermutet.Wegen
des Brandes wurde der Tunnel
für kurze Zeit gesperrt. (bz)

RechnungmitMehrertrag
einstimmigdurchgewinkt

Zunzgen Die Gemeindever-
sammlung von Zunzgen hat die
Rechnung 2019 mit einem Ge-
winn von 11000 Franken ein-
stimmig genehmigt; der Ge-
samtaufwand belief sich auf
10,456Millionen.Ebenfalls ein-
stimmigpassierte einKredit von
1,36 Millionen Franken für die
Sanierung von Strasse, Kanal
und Wasserleitung im Gebiet
Althausmatt/Holdenweg. (bz)

Über 150 000 Franken in den Teich gesetzt
Ein illegal erstelltes Biotop inHimmelriedmuss zurückgebaut werden, sagt das Bundesgericht.

Einkünstlichangelegter grosser
Flachwasserteich in Himmel-
ried, samtumgebendenKiesflä-
chen und zugehörigen Stütz-
mauern, hat sich zwar inzwi-
schen zu einem wahren Biotop
entwickelt. Dennoch müssen
die Bauten nun bis zum 30.No-
vember dieses Jahres wieder
rückgebaut werden. Dies hat in
letzter Instanz nun auch das
Bundesgericht entschieden.

Die Gründe liegen auf der
Hand:DieBautenwurdennicht
nur ohne ein Baugesuch, ge-
schweigedenneineBaubewilli-
gungausgeführt.Vielmehr liegt
dasGrundstück inderLandwirt-
schaftszoneunddarüberhinaus
auch noch in der Juraschutz-
zone. Erst nachträglich, im Juni
2014, reichte der Bauherr ein
Baugesuch für die bereits er-
stellten Bauten ein – allerdings
erfolglos.

SchleichendeÜberbauung
verhindern
Undwie zuvor schondaskanto-
nale Baudepartement und das
SolothurnerVerwaltungsgericht
kommen nun auch die Lausan-
ner Richter zu einem klaren
Schluss:DerWiederherstellung
des rechtmässigen Zustandes
komme «massgebliches Ge-
wicht für den ordnungsgemäs-
senVollzugdesRaumplanungs-
rechts zu», heisst es in den Er-
wägungen der Lausanner
Richter. «Werden illegal errich-
tete, dem Raumplanungsrecht
widersprechende Bauten nicht
beseitigt, sondern auf unabseh-
bare Zeit geduldet, so wird der
Grundsatz der Trennung von
Bau-undNichtbaugebiet inFra-
ge gestellt und rechtswidriges
Verhalten belohnt».

Dass solche rechtswidrigen
Bauten nicht legalisiert werden
können, sondern entfernt wer-
den müssten, solle «die schlei-
chende Überbauung der Land-

wirtschaftszone verhindern».
MitBlickaufden«fundamenta-
lenGrundsatzderTrennungvon
Baugebiet und Nichtbaugebiet
ist grundsätzlich von einemho-
hen öffentlichen Interesse am
Rückbau auszugehen», urteilt
das Bundesgericht.

Dem Interesse an der Wie-
derherstellung des rechtmässi-
gen Zustandes stünden die fi-
nanziellen Interessen des Be-
schwerdeführers amWerterhalt
beziehungsweise der Vermei-
dung des Verlustes von Investi-
tionskosten entgegen, räumen
die Richter ein. Doch wer als
EigentümereinerParzelle inder

Landwirtschaftszone «solche
wesentlichen Änderungen und
Bautenvornimmt,kannnichtals
gutgläubig gelten».

NaturschutzkeinVorwand
für illegaleBauten
DerBeschwerdeführerhatte tat-
sächlich argumentiert, dass die
BautenzueinerAufwertungdes
Landschaftsbildes beitragen
würdenunddasses sichohnehin
nicht um einen plötzlichen Ein-
griff indieLandwirtschaftszone
handle, sondernumeineVerbes-
serung des ehemals bewilligten
Zustandes.ErhabediverseBau-
teile entfernt, die seinem Vater

1962 bewilligt worden seien –
Veranda, Terrasse und Kinder-
schwimmbecken. ImUrteilwird
dem aber entgegengehalten,
dassdiesevorherigenBautengar
nicht zur Diskussion stünden,
«zumal ohnehin keine Besitz-
standsgarantie dafür bestehen
würde». Kurz: Es könne weder
von einer Schonung noch von
einer Verbesserung des Land-
schaftsbildesdurchdie illegalen
Bauten gesprochenwerden.

Auch die Tatsache, dass sich
das Gelände inzwischen zu
einemwahrenBiotopentwickelt
zuhabenscheint, vermochtedas
Bundesgericht nicht milder zu

stimmen. Der Beschwerdefüh-
rer machte geltend, dass Stütz-
mauern, Teich und Kiesflächen
begehrterLebensraumfürdiver-
se, zumTeil vomAussterbenbe-
drohte Tierarten seien und die
Förderung der Biodiversität ein
gewichtigesöffentliches Interes-
se darstelle. Schon das Verwal-
tungsgericht hatte aber festge-
halten, dass es «nicht im Belie-
ben eines Grundeigentümers
stehe, zum Zweck des Natur-
schutzes ausserhalb der Bau-
zone eigenmächtig und ohne
Baubewilligung Garten- oder
Landschaftsgestaltungzubetrei-
ben».

Rückbauerst imHerbst –
ausRücksichtaufdieTiere
Das Bundesgericht doppelt nun
nach: «Es kann nicht angehen,
dass inderLandwirtschaftszone
ohneBewilligungenzumangeb-
lichen Schutz der Natur derart
grosse Veränderungen vorge-
nommen werden, die zu einer
erheblichen Beeinträchtigung
der Landschaft beziehungswei-
se zu einer völligen Entfrem-
dung der Identität der Umge-
bung führen». Immerhin: Aus
Rücksicht auf die auf dem Ge-
ländeheimischgewordenenTie-
re muss der Rückbau der Ein-
richtungen erst im Herbst, spä-
testensper30.November2020,
durchgeführtwerden.

Somit kommt das eigen-
mächtigeBauendenBeschwer-
deführer teuer zu stehen: Nicht
nur die für den Bau geltend ge-
machten Investitionen von
100000 Franken schlagen zu
Buche, sondernebensodieKos-
ten für den Rückbau von rund
50000Franken –underst recht
die inzwischenangefallenenGe-
richts- und Anwaltskosten. Nur
schon fürdasBundesgericht be-
tragen diese 4000Franken.

UrsMathys

Dass der Gartenteich ökologisch wertvoll ist, tat vor Gericht nichts zur Sache. Symbolbild: bz-Archiv
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